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1. Planungsanlal und Planungsziel

Im Rahmen der Konsolidierung und Anpassung der Kohlenférderung an den Absatzmarkt
wurden die Arbeiten der Zeche und Kokerei Kdnigsborn 2/5 eingestellt. Die ehemaligen
Bergbaugeb&ude und technischen Anlagen sind, bis auf einige Gebaude im Eingangsbe-
reich, abgebrochen. Die verbliebenen Gebaude werden heute zum Teil gewerblich und fur
soziale Zwecke genutzt.

Bedingt durch Bodenbelastungen auf dem Grundstiick und problematische Baugrundver-
haltnisse, konnten die Eigentimer der Flache, die Montan-Grundstiicksgesellschaft mbH
(MGG), die WG Unna GmbH und die Stadt Kamen die Reaktivierung nicht ohne Unterst(t-
zung durch die o6ffentliche Hand durchfiihren. Aus diesem Grunde wurde fir die Flache die
Projektgesellschaft Kénigsborn mbH gegriindet und offentliche Fordermittel fir die Baureif-
machung und Erschlieung beantragt. Férdermittel wurden fir Sanierung, ErschlieBung und
Vermarktung zur Verfiigung gestellt. Gesellschafter der Projektgesellschaft sind die Stadt
Kamen und MGG.

In der Stadt Kamen besteht dringender Bedarf an Gewerbeflachen, um Ersatz auch fir die
durch die Stillegung der Zeche entfallenen Arbeitsplatze anbieten zu kdnnen. Die Planung
stellt einen wichtigen Beitrag zum Abbau des gesamtstadtischen Arbeitsplatzdefizits und zur
Verbesserung der gewerblichen Struktur dar.

Auf dem Betriebsgelédnde wurden zwei Schachte abgeteuft und in der Zeit von 1880 bis 1966
betrieben. Nach der Stillegung wurde das Gelande bis Mitte 1991 durch die RAG ,Werksdi-
rektion zentrale Dienste - WDZD" zur Wartung und Instandsetzung von Bergbaumaschinen
genutzt.

Das Plangebiet selbst ist weitgehend in den Stadtteil integriert, wobei die stdliche Integration
durch die in den letzten Jahren neu entstandenen hochwertigen Gewerbegebiete vervoll-
standigt wurde. In diesen Gewerbegebieten sind die Flachenreserven aufgebraucht, so dass
zur Ansiedlung weiterer Gewerbebetriebe das ehemalige Zechengeldnde entwickelt wurde.

Die Wohnbebauung im Norden des Plangebietes ist aus der ehemaligen Zechensiedlung
entstanden und zwischenzeitlich weitgehend privatisiert. Im Westen schlielRen ehem. Berg-
arbeiterwohnungen an.

Entsprechend den Darstellungen des Flachennutzungsplanes und den zwischen der Stadt-
verwaltung und der Projektgesellschaft abgestimmten Nutzungszielen wurde das Gelande
als Gewerbeflache aufbereitet. Damit soll an diesem attraktiven Standort ein Beitrag zur Re-
duzierung des Gewerbeflachen- und Arbeitsplatzmangels geleistet werden.

Durch die Nahe des Stadtteilzentrums, das nur rd. 300 m entfernt und auch fu3laufig oder
mit dem Fahrrad gut zu erreichen ist, verfugt die Flache Gber eine hohe Lagegunst. Die Ein-
beziehung und Anbindung der neuen Nutzungen an das Stadteilzentrum und an die angren-
zenden bebauten und unbebauten Bereiche - Vernetzungsaspekt - stellt einen wesentlichen
Ansatz der stadtebaulichen Konzeption dar. Das Konzept erganzt die vorhandene Sied-
lungsstruktur sinnvoll, und stellt die gegenseitige Vertraglichkeit der neu anzusiedelnden
Nutzungen untereinander sowie im Verhaltnis zu den umliegenden bestehenden Nutzungen
sicher. Durch die Offnung des Gelandes und die Ansiedlung von Betrieben ist auRerdem zu
erwarten, dass das Stadtteilzentrum gestarkt wird, was wiederum positive Auswirkungen auf
den Sanierungsbereich erwarten Iasst.



Grundgertst der Entwicklungskonzeption ist die Bildung stadtebaulicher Achsen, die zum
einen durch ein Nord-Siud und Ost-West-Wegesystem fur Radfahrer und Fu3génger getra-
gen wird und die Schaffung von StralRenanbindungen im Westen an der ehemaligen Ze-
chenzufahrt und im Stiden an die Wideystrale tber eine neue Zufahrt. Innerhalb des Gelan-
des wird Uber ein orthogonales ErschlielBungssystem die Erreichbarkeit der einzelnen
Grundstlcke gesichert.

Wesentlicher Beitrag zur Beseitigung der festgestellten Defizite ist die Baureifmachung des
Plangebietes, indem die Altlasten saniert und der Baugrund verbessert werden.

Aus diesen Grunden hat der Rat der Stadt Kamen am 31.03.1992 die Aufstellung des Be-
bauungsplanes Nr. 15 Ka-HW ,Kdénigsborn 2/5* beschlossen.

Grundlage der Planung bildet das zwischen der Stadt, der Projektgesellschaft und den Ei-
gentiimern abgestimmte Konzept zur gewerblichen Nutzung des Geléndes.

2. Geltungsbereich

Das Gelande der enemaligen Zeche Konigsborn 2/5 liegt in der Stadt Kamen und im Stiden
des Stadtteils Heeren-Werve.

Im Westen und Norden schlie3t an das ehemalige Zechengeléande die Wohnbebauung sowie
das Zentrum des Stadltteils an. Nach Sudosten und Stden schlieRen Gewerbeflachen an.

Der Stadtteil selbst hat seine wesentliche Entwicklung durch die Zeche Koénigsborn 2/5 ge-
nommen.

Der gesamte Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst nicht nur die ehemaligen Ze-
chenflachen, sondern im Westen auch Teile der Wohnbebauung und im Norden eine zu-
kunftige 6ffentliche Grinflache sowie den Festplatz mit dem unter Denkmalschutz stehenden
ehemaligen Pfortnerhaus, das heute fir soziale Zwecke genutzt wird. Ebenfalls Bestandteil
des Plangebietes ist eine gewerbliche Flache im Osten, die bereits seit Jahren durch ein
Unternehmen genutzt wird.

Zur umfassenden Regelung umfasst das Plangebiet auch die Flachen des Bebauungsplanes
Nr. 11 Ka-HW, der im Siiden/Westen Bestandteil des Bebauungsplanes Nr. 15 wird.

Die innerhalb des Plangebietes befindlichen Grundstlicke bzw. die exakten Grenzen des
raumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes sind dem zeichnerischen Teil des Be-
bauungsplanes zu entnehmen.

Das Plangebiet hat eine GréR3e von rd. 20,3 ha.



3. Stadtebauliche Bestandsaufnahme und Rahmenbedingungen

3.1 Bodenbeschaffenheit, Geldndeverhéltnisse
Altlasten

In dem Plangebiet wurden wegen der industriellen Vornutzung mehrere Altlastenuntersu-
chungen durchgefiihrt. Wesentliches Ergebnis dieser im Hinblick auf die Neunutzung durch-
gefuhrten und fir die Bebauungsplanung relevanten Untersuchungen, deren letzte von der
DMT, als ,Sanierungsplanung fur das Betriebsgelande der ehemaligen Schachtanlage und
Kokerei Konigsborn 2/5 in Kamen* im Mai 1998 vorgelegt wurde, ist die Feststellung von
punktuellen Bodenbelastungen und einer gréf3eren Kontamination im Westen des Gelandes,
die Uberwiegend mit kokereispezifischen Schadstoffen (PAK) belastet ist. Ein ehemaliges
Teerbecken, das in diesem Bereich gefunden wurde, ist ordnungsgemalr entsorgt worden.

Zusammenfassend kommt der Gutachter zu folgendem Ergebnis:

.Die Projektflache der Zeche und Kokerei Kénigsborn 2/5 soll einer neuen Nutzung zugefihrt
werden.

Hierzu wurden zu den bereits vorliegenden Untersuchungen seitens der DMT erganzende
Untersuchungen durchgefiihrt, deren Ergebnisse bereits in Teil 1 (Erganzende Geféahr-
dungsabschétzung und Baugrunduntersuchung) dargestellt werden.

Danach wurden Bodenkontaminationen flachenhaft im Bereich des ehemaligen Teerbeckens
sowie einige lokale ,hot spots” festgestellt. Hinsichtlich der geplanten Nutzung besteht unter
der Betrachtung maglicher Gefadhrdungspfade lediglich in Bereichen der festgestellten Kon-
taminationen sowie im Bereich der hoherwertigen Mischnutzung ein Sanierungserfordernis.

Eine bauliche Nutzung ist aufgrund der Inhomogenitat des Untergrundes nicht ohne bau-
grundverbessernde oder objektbezogene, konstruktive MaZnahmen mdglich.

In dem vorgelegten Sanierungsplan werden mégliche MaRnahmen zur Realisierung der ge-
planten Nutzung unter Berlicksichtigung der Planungsrandbedingungen untersucht und be-
wertet.

In den zentralen Bereichen, in denen die Tragféhigkeit des Untergrundes durch Hohlrdume
und Fundamente eingeschrankt wird, kann eine flachenhafte, niveaugleiche Aufbereitung
durch Bodenaustausch und Einbau einer Tragschicht erfolgen. Die im Stidosten der Projekt-
flache vorgefundene mindertragfahige und bis zu 8 m méchtige Anschittung ist kostengtins-
tig durch eine Fallplattenverdichtung herzurichten.

Die sudliche, tiefergelegene Teilflache weist zum Teil plastische Konsistenz im Untergrund
auf. Hier kann durch den Aufbau einer Tragschicht auf dem vorhandenen Gelandeniveau
sowohl die Tragféahigkeit erhdht, als auch eine Anbindung an das geplante Hochbecken zur
Regenrickhaltung und die geplante Anrampung der Stid-Nord Erschliefung geschaffen
werden.

Im Bereich der hoherwertigen Mischnutzung werden durch die Griindung und Unterkellerung
tragfahige Bodenhorizonte im Norden bereits erreicht. Im Westen sind die mindertragfahigen
Bereiche durch eine Tragschicht zu Gberbricken. Fir die geplante Nutzung sind zusatzlich
die AufRen- und Gartenflachen fir eine uneingeschrankte gartnerische Nutzung mit mindes-
tens 60 cm abzudecken bzw. auszutauschen.”



Im Bereich der flachenhaften Kontamination im Westen ist eine bauliche Nutzung aus gu-
tachterlicher Sicht aufgrund der hohen zu erwartenden Kosten nicht empfehlenswert. Als
kostengtinstigere Alternative (hinsichtlich der investiven Kosten) ist hier eine Erweiterung der
Grunflache nach Osten anzusehen, wobei die Kontamination durch Bodenauftrag gesichert
wird. Auch eine Nutzung als Lager- oder Parkplatz ist méglich.”

Einzelheiten werden durch die mit den staatlichen und kommunalen Fachbehérden abzu-
stimmende Sanierungsgenehmigung geregelt.

Im Bebauungsplan wurde die gesamte ehemalige Bergbauflache gemafl § 9 Abs. 5 Nr. 3
(,Flachen, deren Bdden erheblich mit umweltgefdhrdenen Stoffen belastet sind“) gekenn-
zeichnet. Das Gutachten der DMT ,Sanierungsplanung fiir das Betriebsgelande der ehema-
ligen Schachtanlage und Kokerei Konigsborn 2/5 in Kamen* vom Mai 1998 ist Bestandteil
des Bebauungsplanes.

Inzwischen sind die im Gutachten vorgeschlagenen Sicherungs- und Sanierungsmafinah-
men im Rahmen der Baureifmachung durchgefiihrt und abgeschlossen worden. Im Bereich
der ausgewiesenen Wohnbauflachen und Mischnutzung im westlichen und nordwestlichen
Randbereich wurde ein Bodenaustausch bis zur tragfahigen Grindungssohle durchgefthrt.
Fur die dazugehorigen Grinflachen (Hausgarten) wurde ein Bodenauftrag bzw. ein Boden-
austausch in einer Machtigkeit von 1,00 m ausgefihrt.

Die tbrigen Flachenbereiche fir die gewerbliche Nutzung sowie die Grunflache (Verunreini-
gungsbereich ehem. Teerbecken) wurden gemaf des Sanierungsplanes aufbereitet und
gestaltet.

Das Gelande der ehemaligen Schachtanlage Kénigsborn 2/5 wurde Mitte 1999 mit Ausnah-
me des Grundwassers aus der Bergaufsicht entlassen. Die auf dem Gelande vorhandenen
Grundwassermessstellen unterliegen einer regelméRigen Beobachtung und sind weiterhin
der Bergaufsicht unterstellt.

3.2 Vorhandene Grundstiucksnutzungen, -struktur und bauliche Anlagen

Das Gelande Konigsborn 2/5 wurde bis 1966 zur Kohleférderung und Verkokung der Kohle
einschliel3lich Nebengewinnung genutzt. AnschlieBend wurden wesentliche Teile des Gelan-
des freigerdumt, und in den verbliebenen Hallen Reparatur- und Instandsetzungsarbeiten bis
1991 durchgefihrt.

Die Lagegunst der Flache in der Nahe des Stadtteilzentrums Heeren-Werve soll bei der Re-
aktivierung genutzt werden. AufRerdem bietet sich die Mdéglichkeit, das Stadtteilzentrum an
seinem sudlichen Ende durch eine 6ffentliche Grinflache aufzuwerten und das Plangebiet
besser mit dem Zentrum zu verbinden.

Das durch die Aufgabe der bergbaulichen Nutzung verfligbare Geldnde zeichnet sich durch
eine hohe Lagegunst aus. Diese Qualitat, die sowohl durch die Zentrumsnahe als auch
durch die gute Anbindung an die Autobahnen A 1 und A 2 ausgezeichnet ist, bietet die Mog-
lichkeit und Erforderlichkeit der besseren Vernetzung des Gelandes mit der Umgebung, als
auch die Mdglichkeit zur Schaffung neuer Gewerbeflachen und damit einen deutlichen Be-
trag zur Verminderung des Arbeitsplatzdefizites in der Stadt.



3.3 Besitz- und Eigentumsverhaltnisse

Der weitaus Uiberwiegende Teil des Plangebietes steht im Eigentum der MGG, die Restfla-
che ist Eigentum der Stadt Kamen und Privatbesitz.

3.4 Vorhandene Belastungen

Die Altlastensituation wurde im Rahmen der Sanierungsplanung der DMT erfasst und hin-
sichtlich erforderlicher MalBnahmen bewertet. Der Sanierungsplan ist Bestandteil des Be-
bauungplanes (siehe auch Pkt. 3.1).

Die Larmemissionen von den angrenzenden Nutzungen sind im konkreten Fall von unterge-
ordneter Bedeutung, da es sich um Wohn-, Misch- oder Gewerbenutzungen handelt, deren
Emissionen unterhalb bzw. gleich der maRRgeblichen Orientierungswerte fiir das geplante
Gewerbegebiet liegen.

3.5 Belange der Nachbargebiete und sonstige Rahmenbedingungen

An das Plangebiet grenzen im Sudwesten, Westen und Norden Wohn- und Mischgebiets-
sowie Gewerbenutzungen an. Bei der bestehenden Wohnnutzung handelt es sich um eine
ehemalige Bergwerkssiedlung, an die im Westen ein neueres Baugebiet anschliel3t. Der U-
bergang zu diesen angrenzenden Nutzungen wurde bei den Plangebietsfestsetzungen ent-
sprechend berlcksichtigt, indem die gewerbliche Nutzung eingeschrankt wurde, und eine
vertragliche Erganzung innerhalb des Plangebietes durch die WA-Festsetzung vorgesehen
ist. Auch in den anderen Ubergangsbereichen wurden komplementare Nutzungen festge-
setzt, deren Vertraglichkeit z.T. durch die Festsetzung von Nutzungseinschréankungen der
Gewerbeflachen gesichert ist.

4. Ubergeordnete und sonstige Planungen

4.1 Ziele der Raumordnung und Landesplanung

Im Gebietsentwicklungsplan des Regierungsbezirks Arnsberg, Teilabschnitt Dortmund — Un-
na — Hamm, ist die FlAche des Bebauungsplanes, die einer gewerblichen Nutzung zugefuhrt
werden soll, als ,Gewerbe- und Industrieansiedlungsbereich® dargestellt. Die nordlich und
ostlich liegenden Flachen liegen innerhalb eines Wohnsiedlungsbereiches. Insofern ent-
spricht die Planung den Zielen der Raumordnung und der Landesplanung.

4.2 Entwicklung aus dem Flachennutzungsplan

Der rechtswirksame Flachennutzungsplan der Stadt Kamen weist fir das Plangebiet ge-
werbliche Bauflachen, eingeschrankt nutzbare gewerbliche Bauflachen, gemischte Baufla-
chen, Wohnbauflachen, Grinflachen und Sonderbauflachen aus. Die Sonderbauflache wird
mit der Zweckbestimmung ,Einzelhandel fir Lebensmittel, Gesamtverkaufsflache 1.200 gm,
davon max. 900 gm Lebensmittel und max. 300 gm Getrdnke" dargestellt.

Damit basiert der Bebauungsplan auf den Darstellungen des Flachennutzungsplanes und ist
im Sinne von § 8 (2) BauGB aus diesem entwickelt.



4.3 Berucksichtigung von Fachplanung

Die ehemalige Kokerei- und Zechenflache unterlag der Bergaufsicht. Fir das Grundwasser
gilt dies auch weiterhin. Die dazugehdrigen Pegel und Brunnen zur Grundwasserbeobach-
tung sind zu erhalten. Die Oberflache wurde zwischenzeitlich aus der Bergaufsicht entlas-
sen.

Die beiden auf dem Gelande befindlichen ehemaligen Schachte 2 und 5 der Zeche Kdnigs-
born wurden dauerstandsicher verfiillt. Die DMT kommt in dem Standsicherheitsgutachten
vom 26.03.98 und dem Gutachten zur Ausgasung vom 21.04.98 zu dem Ergebnis, dass ge-
gen die geplante Nutzung als Griinflache im Bereich der Schachtschutzradien keine Beden-
ken bestehen.

4.4 Berucksichtigung von Nutzungsregelungen und Anforderungen des Denk-
malschutzes

Als eingetragenes Baudenkmal wurde in den Bebauungsplan das ehemalige Pfértnergebau-
de gem. 8§ 9 Abs. 6 nachrichtlich iibernommen.

4.5 Berucksichtigung informeller Planungen

Innerhalb des Plangebietes werden umfangreiche Griunstrukturen festgesetzt, die mit den
angrenzenden Strukturen vernetzt sind. Ein weiteres vernetzendes Element sind die ge-
planten Ful3- / Radwegeverbindungen, die das Plangebiet zu allen Himmelsrichtungen mit
dem Umland verbinden. Diese Festsetzungen stehen auch in Analogie zum Freiflachenplan
der Stadt Kamen.

4.6 Verhaltnis zu benachbarten Bebauungsplanen
An das Plangebiet schlie3en folgende Bebauungsplane an:

e Nr. 4 Ka-HW
e Nr. 5 Ka-HW
e Nr. 10 Ka-HW

Der Bebauungsplan Nr. 11 Ka-HW wird durch den neuen Bebauungsplan Nr. 15 Ka-HW
vollstandig Uberdeckt. Der B-Plan (Nr.1) Heeren-Werve wird teilweise durch den neuen B-
Plan Nr. 15 tberdeckt.

Der B-Plan Nr. 4 schlief3t im Osten an das Plangebiet an und setzt eingeschrankte gewerbli-
che Nutzung fest. B-Plan Nr. 5 schliel3t westlich der RosenstralRe an und setzt Wohnnutzung
(WA) fest. Der im Norden angrenzende B-Plan Nr. 10 setzt eine beschrénkte Mischgebiets-
nutzung (MIb) und Sanierungsgebiet fest.



4.7 Aufhebung bestehender Bebauungsplane

Im Stdwesten des Plangebietes tiberdeckt der Bebauungsplan Nr. 15 Ka-HW den Bebau-
ungsplan Nr. 11 Ka H-W vollstéandig. Mit Beschlufd vom 31.03.1992 hat der Rat der Stadt den
B-Plan Nr. 11 einschlieBlich des 1. Anderungsbeschlusses vom 11.12.1986 aufgehoben.

Die Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 11 werden zum Teil in den neuen Bebauungs-
plan Nr. 15 Gbernommen und fir die an der Rosenstral3e anschlieBenden Flachen fortge-
schrieben.

AuRerdem Uberdeckt das Plangebiet Teile des B-Planes Nr. 1 Ka-HW. Die teilweise Aufhe-
bung des Bebauungsplanes Nr. 1 Ka-HW wurde ebenfalls in Verfahrenseinheit am 31.03.92
vom Rat beschlossen.

5. Inhalte des Bebauungsplanes

5.1 Erforderlichkeit der Festsetzungen

Zur Gewabhrleistung der beabsichtigten stadtebaulichen Entwicklung und Ordnung sind die
fur die Umsetzung der genannten Nutzungsziele erforderlichen Festsetzungen der Bauge-
biete nach Art und Mal3 der baulichen Nutzungen, die Einhaltung der Baugrenzen, die Fest-
setzung der o6ffentlichen Verkehrsflachen sowie die Griinflachen von grundlegender Bedeu-
tung und im Bebauungsplan bertcksichtigt.

5.2 Art der baulichen Nutzung

Der Bebauungsplan setzt die gewerbliche Nutzung im Plangebiet gem. 8 8 BauNVO zur Si-
cherung des Nutzungszieles Gewerbe fest. Ausgelegt ist die Planung auf die Ansiedlung von
kleinen und mittleren Gewerbe- und Handwerksbetrieben.

Im Westen entlang der Widey- /Rosen- / Glickaufstral3e wurde die vorhandene Bebauung
durch die Festsetzung als allgemeines Wohngebiet bzw. Mischgebiet an der Gluckaufstral3e
gem. 88 4 und 6 BauNVO festgesetzt. Gleichzeitig wurde die Mdéglichkeit zur Vervollstandi-
gung der Bebauung an der Rosen- und der Glickaufstral3e vorgesehen, und zur Sicherung
des Bestandes die Wohnbebauung an der Westfalischen Strale als allgemeines Wohnge-
biet (WA) festgesetzt.

Fir das Plangebiet werden die folgenden Nutzungen festgesetzt:

Gewerbegebiet eingeschréankt (GE b) - fur Baufeld-Nr. 1, 2, 5
Gewerbegebiet (GE) - Baufeld-Nr. 3, 4, 6, 7, 11, 14
Allgemeines Wohngebiet (WA) - Baufeld-Nr. 9a, 9b, 13
Mischgebiet (MI) - Baufeld-Nr. 10a, 10b, 16, 18
Sondergebiet (SO) - Baufeld 17 -

Offentliche Grunflache

Flachen fur die Wasserwirtschaft / Regenriickhaltebecken
Flachen fur Gemeinbedarf / Festplatz



5.3 Offentliche Griuinflachen

Der Bebauungsplan setzt eine grol3ziigige West-Ost-Griinverbindung fest, an deren Rand
auch das als Hochbecken konzipierte und naturnah gestaltete Regenriickhaltebecken ge-
plant ist. Die Grunverbindung ist im Westen, zur Wohnbebauung hin, aufgeweitet. Diese
Grunflache dient auch der Sicherung der im Untergrund festgestellten Bodenkontaminatio-
nen. Eine weitere Aufweitung der Grinflache ist im Osten, im Bereich des Anschlusses des
FuRR- / Radweges, geschaffen.

Im Zentrum des Plangebietes sind zwei offentliche Grinflachen festgesetzt. Die Grinflachen
befinden sich im Bereich der verfillten ehemaligen Schachte und decken auch den Schacht-
schutzradius von 15 m ab.

Im Norden des Plangebietes befindet sich ein bestehender Griin- und Spielplatzbereich, der
als offentliche Grunflache festgesetzt wird. Die in diesem Bereich bereits existenten FulR3we-
ge werden planerisch gesichert und in das Rad- / FuBwegenetz integriert. Von besonderer
Bedeutung ist hierbei die Wegeanbindung nach Siiden, die westlich um die auch als Rodel-
berg genutzte Anschittung herumgefuhrt wird und die Verbindung zur Glickauf- und Lui-
senstrale schafft.

5.4 Flachen fur Gemeinbedarf

Das ehemalige Pfortnerhaus, direkt an der Zufahrt von der Westfélischen Stral3e, wird be-
reits heute von sozialen Einrichtungen genutzt. Die Festetzung fir soziale Zwecke / Gemein-
bedarf fir das Baudenkmal in Verbindung mit dem nérdlich angrenzenden Festplatz sichert
die heutige Nutzung.

5.5 Mal3 der baulichen Nutzung

Der Bebauungsplan stellt in seiner Grundkonzeption eine Angebotsplanung dar, deren Re-
gelungsvorgaben auf das notwendige Mal3 reduziert wird, um den notwendigen Regelungs-
bedarf zu sichern, aber unnétige Planungsrestriktionen zu vermeiden. Ziel ist es, den anzu-
siedelnden Betrieben einen breiten Handlungsspielraum fur die bauliche Nutzung zu lassen.
Vor diesem Hintergrund sind auch die Festsetzungen zur Geschossigkeit, Uberbauung und
Bauweise zu sehen. Grundsatzlich wird die Méglichkeit zur 2 bis 3-geschossigen Bauweise
mit bis zu 80% Uberbauung in offener Bauweise zugelassen. Insbesondere bei der Ge-
schossigkeit wird Riicksicht auf die umgebende Bestandsbebauung genommen, indem in
den Randbereichen die Geschossigkeit mit zwei Geschossen festgesetzt wird, damit sich die
Neubebauung besser in den Bestand einflgt.

Fur die Wohnbebauung wurden ,Baufenster” definiert, die eine auf den Bestand abge-
stimmte Bebauung mit zwingend festgesetzter Zweigeschossigkeit und Satteldach mit 38 -
45° Neigung zulassen.

Fur die Bestandsgebaude an der Wideystral3e wurde die Moglichkeit zur riickwartigen Er-
weiterung in eingeschossiger Bauweise mit Flachdach aus dem alten Bebauungsplan tber-
nommen. Ebenfalls tbernommen wurde die Festsetzung der Garagen an der Grundstiicks-
grenze. Hiermit wurde der bereits eingeleiteten Entwicklung in diesem Bereich entsprochen,
und die Moglichkeit zu einer komplementéaren weiteren Bebauung geschaffen.
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Stellplatzanlagen, Freiflachen und Begriinung

Im Bereich der gewerblichen Festsetzungen wurden fiir den ruhenden Verkehr offentliche
Stellplatze entlang der Haupterschliel3ungsstral3en festgesetzt. Die fir das einzelne Unter-
nehmen notwendigen Stellplatze sind auf den privaten Grundstiicken in ausreichender An-
zahl nachzuweisen.

Grundsatzlich gilt, dass bei zusammenhangenden Stellplatzanlagen pro 5 Stellplatze min-
destens ein hochstdmmiger, grol3kroniger Laubbaum fachgerecht zu pflanzen und dauerhaft
zu erhalten ist. Die fir die dauerhafte Anpflanzung notwendige Vegetationsflache wird mit
mindestens 2,5 x 2,5 m pro Baum festgesetzt.

Im Bereich der allgemeinen Wohngebiete sind auRerdem Garagen und Carports zulassig.

5.6 Bauweise

Im Bereich der Gewerbe- und Mischgebietsnutzflachen ist eine offene Bauweise festgesetzt.
Hierdurch soll den unterschiedlichen Anforderungen der Gewerbebetriebe entsprochen wer-
den.

Fur die Wohngebiete ist Einzel- und Doppelhausbebauung mit Satteldach festgesetzt. Diese
Festsetzung entspricht der angrenzenden Bebauung, in die die Neubebauung eingefligt
werden soll.

5.7 Stadtebauliche Ausnutzungskennziffern

Die Grundflachenzahl (GRZ) fur die GE-Gebiete wird gem. § 17 BauNVO mit 0,8 festgesetzt.
Die Geschol3flachenzahl (GFZ) wurde mit 1,6 in den 2-geschossigen Baufeldern Nr. 1, 2 und
5 festgesetzt. In den 3-geschossigen Baufeldern Nr. 3, 4, 6, 7, 14 und 11 wurde die GFZ mit
2,4 festgesetzt.

Das Sondergebiet wird mit der Zweckbestimmung ,Einzelhandel fir Lebensmittel, Gesamt-
verkaufsflache 1.200 gm, davon max. 900 gm Lebensmittel und max. 300 gm Getranke"
festgesetzt.

In den Wohngebieten betragt die héchstzulassige GRZ 0,4 und die GFZ 0,8. Die Zweige-
schossigkeit wurde fur die WA und MI-Gebiete zwingend festgesetzt, damit sich die Neube-
bauung in den Bestand einfiigt.

6. ErschlieRung, Ver- und Entsorgung

6.1 ErschlieBungs- und Verkehrsanlagen

Die auR3ere verkehrliche ErschlieBung mit den vorhandenen o6ffentlichen Stral3en ist ortlich
durch die Anbindung an die Westfélische Stral3e im Bereich der alten Zecheneinfahrt gege-
ben. Im Siden wird das innergebietliche StralRennetz in direkter Linienfihrung mit der Wi-
deystralRe verknUpft. Der Gelandesprung zwischen Gewerbeflachenniveau und der Wi-
deystraf3e wird durch eine 5%-ige Langsneigung verkehrsgerecht iberwunden. Der ange-
bundene westliche StralRenarm der WideystralR3e wird in abgekropfter Einmiindung unterge-
ordnet an den neuen Stral3enzug angebunden.
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Die innere Erschlielung erfolgt Gber ein orthogonal gerastertes Stichstrallennetz mit Anbin-
dung an die Sammelstral3e zwischen Westfélische und Wideystral3e. Die StralRenabstande

orientieren sich an nutzungspezifischen Erfordernissen unter Berlcksichtigung der vorgese-
henen Rastermodule. An den Endpunkten der Stichstralen sind Wendeflachen vorgesehen.

Der Strallenausbau ist mit gewerbegebietstypischen Querschnitten und Regelprofilen mit
12,25 m bzw. 9,75 m geplant. Aufgewertet wird das Verkehrssystem durch die stralRenbe-
gleitende, mindestens einreihige Baumpflanzung mit hochstdmmigen, grof3kronigen einhei-
mischen Laubbaumen.

An den Straf3en sind jeweils ein einseitiger Ful3-/Radweg und 6ffentliche Stellpléatze geplant.
Dieses stral3enbegleitende Ful3-/ Radwegesystem wird in West-Ost-Richtung und nach Nor-
den durch separat gefuhrte Ful3- und Radwege erganzt. Diese Wege schliel3en jeweils an
vorhandene Wege an und bilden somit eine sinnvolle Ergdnzung und Aufwertung des beste-
henden Wegenetzes. Entlang dieser Wege sind ebenfalls Gehélzpflanzungen und Baum-
pflanzungen mit hochstammigen, gro3kronigen einheimischen Laubb&umen vorgesehen.

6.2 Energie- und Wasserversorgung

Die Energie- und Wasserversorgung des Plangebietes wird durch die entsprechenden Ver-
sorgungsunternehmen bzw. durch die Gemeinschaftsstadtwerke (GSW) gesichert.

Die erforderlichen Leitungstrassen werden innerhalb der 6ffentlichen Verkehrsflachen und
innerhalb der mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zugunsten der ErschlieBungstrager zu
belastenden Flachen geschaffen.

Fur die Stromversorgung des Geléandes werden im Plangebiet FIachen fur Trafostationen
vorgesehen, ohne den Mikrostandort exakt vorherzubestimmen. Auf eine stadtgestalterisch
vertragliche Einbindung ist besonderes Augenmerk zu richten.

6.3 Entsorgung und Entwasserung

Im Zuge der ErschlieBung des ehemaligen Zechengeléndes wurde ein Kanalisationsnetz im
Trennsystem hergestellt. Die Verlegung der neuen Kanale erfolgt in den Trassen der offentli-
chen ErschlieBung.

Die Hauptentwéasserungsrichtung ist Stiden, wobei das Schmutzwasser im Bereich der Ein-
mindung der WideystralRe dem bestehenden Mischwasserkanal mit Vorflut in den Heerener
Bach zugeleitet wird.

Mit der Renaturierung des Heerener Baches wird vom Lippeverband ein Schmutzwasser-
sammler zur Klaranlage Bonen erstellt. Mit den beteiligten Tragern sind die entwurfstechni-
schen Voraussetzungen zur Anbindung an diesen neuen Schmutzwassersammler abge-
stimmt, so dass zukiinftig die Ableitung des Schmutzwassers aus dem Gebiet tiber diesen
Kanal gesichert ist. Bis zur Herstellung des Sammlers, der z.Zt. im Bau ist, ist die Einleitung
in den Heerener Bach vorgesehen.

Das Regenwasser wird tber den neuen RW-Kanal gesammelt und Uber ein vorgeschaltetes
Regenklarbecken in ein Regenriickhaltebecken an der WideystralRe geleitet. Das gesam-
melte Niederschlagswasser wird gedrosselt Uber einen Entlastungskanal dem Heerener
Bach zugefiihrt. Der Standort des RRB-Beckens ist unter Ausnutzung des Gelandesprunges
an der stdlichen Gebietsgrenze so gesetzt, daf3 das erforderliche Riickhaltevolumen ohne
Gelandeeingratung angelegt werden kann. Die Entwasserung wurde bereits mit den Fach-
und Genehmigungsbehoérden abgestimmit.

Im Bebauungsplan ist entlang des Heerener Baches ein gesetzlich festgesetztes Uber-
schwemmungsgebiet dargestellt. MalBnahmen innerhalb solcher Gebiete bediirfen einer Ge
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nehmigung nach § 113 Landeswassergesetz der zustandigen Wasserbehérde. Eine Uber-
schwemmung innerhalb des Plangebietes ist nicht zu erwarten, da das gesamte Plangebiet
aufgeschittet ist und z.T. mehrere Meter hoher liegt als der Heerener Bach.

7. Bertcksichtigung und Abwéagung der allgemeinen Planungsgrundséatze

Die Berucksichtigung der empfindlichen Wohnnutzung wird durch die Gebietsabstufung des
eingeschrankten Gewerbegebietes gesichert und damit Nutzungskonflikte vermieden.

8. Planverwirklichung

Die Reaktivierung der ehemaligen Kokerei- und Zechenflache wurde durch Grindung einer
Projektgesellschaft eingeleitet. Die ErschlieBung des Plangebietes und die Baureifmachung
der Grundstiicke ist abgeschlossen.

Die Bestandsgebaude sind durch den Bebauungsplan gesichert. Entwicklungsmdoglichkeiten
fur den Bestand bestehen ebenfalls. Somit sind fur die Planverwirklichung keine Hemmnisse
zu erwarten.

9. Kosten- und Finanzierung

Die gesamten Kosten fiir die Baureifmachung des Plangebietes wurden von der Projektge-
sellschaft getragen. Diese finanziert sich zu ca. 80 % aus Fordermitteln des Landes. Die
restlichen Kosten von ca. 20 % Ubernehmen die Gesellschafter.

Daruber hinaus entstehen absehbar im Grundsatz fur die Stadt Kamen keine Kosten durch
die geplante MalRnahme. Dieses betrifft nicht MalRnahmen auf angrenzenden Grundstiicken,
die im Zusammenhang mit Anpassungen stehen, wie der Ausbau der Westfélischen Stral3e.

10. Auswirkungen der Planung

10.1 Auswirkungen auf die im Gebiet wohnenden und arbeitenden Menschen
Fur die im Plangebiet bestehenden Gebaude und die dort lebende Bevélkerung sind durch
die vorgesehenen Festsetzungen des Bebauungsplanes keine negativen Auswirkungen zu
erwarten. Die Wohnbevdlkerung in peripheren Bereichen, insbesondere die Wohnsiedlungs-

bereiche im Westen und Norden, sind durch entsprechende Gebietsabstufungen vor schadli-
chen Einfliissen hinreichend geschitzt.
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10.2 Folgen fur Grundeigentiumer, Gemeinde und Trager 6ffentlicher Belange
Beeintrachtigungen der Grundeigentiimer innerhalb des Plangebietes sind nicht zu erwarten,
da durch die Planung keine Restriktionen entstehen und Entwicklungsmaoglichkeiten weiter-
hin bestehen.

Negative Folgen fur die Gemeinde und die Trager offentlicher Belange sind ebenfalls nicht
zu erwarten.

10.3 Auswirkungen auf die Umwelt und die natirlichen Lebensgrundlagen

Regenwasserversickerung

Bei dem Plangebiet handelt es sich um ein anthropogen stark tUberformtes Gelande, das
durch bergbauliche Aktivitat z.T. mehrere Meter hoch aufgeftillt wurde. Die Beschaffenheit
der Auffillung in Verbindung mit méglichen Kontaminationen des Untergrundes lassen eine
Versickerung von Regenwasser nicht zu. Demzufolge werden auch keine entsprechenden
Festsetzungen im Bebauungsplan getroffen.

Immissionschutz

Im Hinblick auf die gewerbliche Nutzung wurde das Plangebiet als mit Larm beeintrachtigen-
der Emitent vom RWTUV, Essen, gutachterlich in den Auswirkungen auf die bei der stadte-
baulichen Planungen zu bertcksichtigenden schalltechnischen Orientierungswerte der DIN
18005 und der VDI-Blatter 2058, 2714 und 2720 untersucht.

Diese Untersuchung hat folgendes ergeben:

In den gemal} BauNVO 8 1 Abs. 4 Nr. 2 gegliederten Teilen des GE-Gebietes sollten nur
Betriebe und Anlagen zugelassen werden, deren gesamte Schallemission die entsprechen-
den immissionswirksamen flachenbezogenen Schalleistungspegel (Lw*) nicht Gberschreitet:

GE 3, GE 4, GE 6, GE 7, GE 11, GE 14: Lw" = 65 dB(A) tagsiber
Lw"* = 50 dB(A) nachts

GE 2, GE5: Lw* = 60 dB(A) tagsuber
Lw" = 45 dB(A) nachts
GE 1: Lw* = 55 dB(A) tagsuber

Lw" = 45 dB(A) nachts

Diese Gliederungsmdoglichkeit erfordert im Planvollzug (Ansiedlung im Einzelfall) in der Regel
den gutachterlichen Nachweis Uber die Einhaltung des festgesetzten Larmkontingentes.

Aus Sicht des Immissionsschutzes sind jedoch nicht nur die La&rmemissionen, sondern auch
die Emissionsfaktoren Staub und Geruch mit in die Betrachtungen einzubeziehen. Die Glie-
derung eines Gewerbegebietes unter Beriicksichtigung aller umweltrelevanter Stérfaktoren
ist mit der Anwendung des Abstandserlasses des Ministeriums fur Umwelt, Raumordnung
und Landwirtschaft vom 02.04.1998 erreichbar. In diesem Erlass bzw. der zugehdrigen Ab-
standsliste werden Betriebsarten in Abstandsklassen mit unterschiedlichen Abstandserfor-
dernissen eingeteilt. Bei Einhaltung der dort festgelegten Schutzabstande ist davon auszu-
gehen, dass erhebliche Beldstigungen im Sinne des Bundes - Immissionsschutzgesetzes fir
die zu bertcksichtigenden immissionsempfindlichen Wohnnutzungen nicht zu erwarten sind.

In den textlichen Festsetzungen zum Bebauungsplan wird eine entsprechende Gliederung
nach dem Abstandsflachenerlass festgeschrieben.
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Eingriffe in Natur und Landschaft

Die heute noch im Randbereich der ehemaligen Zechenflache stehenden Baume sind in das
Grunkonzept des Bebauungsplanes integriert. Grinstrukturen, die im Rahmen der Neunut-
zung insbesondere im Bereich der Gewerbeflachen an der Wideystral3e tiberplant wurden,
sind vom Planungsbiro Drecker, Bottrop, im Rahmen des Landschaftspflegerischen Pla-
nungsbeitrages zum Bebauungsplan bilanziert und bewertet worden.

Die Uberpriifung gem. § 4 Landschaftsgesetz NW des Bebauungsplanentwurfes hinsichtlich
erforderlicher KompensationsmalRhahmen im Rahmen des Eingriffs fihrte zu dem Ergebnis,
dass die als wertvoll eingestuften Geholzstrukturen an den Gelandekanten und in anderen
Bereichen innerhalb der ausgewiesenen 6ffentlichen Grinflachen im Bestand erhalten wer-
den. Weitere vorhandene Geholze und Baumgruppen werden ebenfalls durch die Festset-
zung - Erhalt des vorhandenen Baumbestandes - gesichert. Durch die Lage der Grinflachen
wird eine fast vollstandige Eingriinung des Gewerbegebietes erreicht.

Eine Aufwertung der geplanten offentlichen Grinflache im Osten, im Bereich des Heerener
Baches, erfolgt durch die Festsetzung als - Flachen fir MaRnahmen zum Schutz, zur Pflege
und zur Entwicklung von Natur und Landschaft - gemaf’ 8 9 Abs. 20 BauGB.

AbschlieBend wurde festgestellt, dass eine geringfiigige Biotopwertdifferenz (-0,6%) ver-
bleibt, der Eingriff aber als nahezu vollstandig ausgeglichen gelten kann.

Fur das WA-Gebiet an der Wideystral3e / RosenstralRe (ehem. Geltungsbereich des B-Plan
Ka H-W 11) ist der vorhandene Baumbestand gem. § 9 Abs. 25 b BauGB zu erhalten.

Nach den naturschutzrechtlichen Regelungen sind Eingriffe in Natur und Landschaft zu ver-
meiden, zu minimieren bzw. zu kompensieren. Eingriffe und Kompensationsmaf3nahmen
sind gegenuberzustellen, zu bilanzieren und Ausgleichs- und Ersatzmal3nahmen planerisch
zu sichern.

Mit Blick auf die Ermittlung der Eingriffsintensitat und die Darstellung notwendiger Aus-
gleichs- und Ersatzmal3nahmen ist durch das Planungsbuiro Drecker, Ingenieur-, Griin- und
Landschaftsplanung, Bottrop-Kirchhellen, ein landschaftspflegerischer Planungsbeitrag erar-
beitet worden.

Bei der Ermittlung der Eingriffsintensitat wurden der Bestand und die Planung unter Bertck-
sichtigung der Wertfaktoren der Wertliste nach Biotop- und Nutzungstypen der Unteren
Landschaftsbehdrde des Kreises Unna bewertet.

Das Bilanzierungsergebnis zeigt, dass dem fir den Bestand ermittelten Flachenwert von
49.852 ein Biotopwert von 49.541,7 nach realisierter Planung gegentber steht. Es verbleibt
eine nur geringflgige Biotopwertdifferenz von 310,3 Werteinheiten (0,6 %), so dass der Ein-
griff als nahezu vollstandig ausgeglichen gelten kann.

Die Bilanzierung ist Bestandteil des Bebauungsplanes und als Anlage beigeflgt.

Kamen, den 11. November 2002
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Textliche Festsetzungen zum Bebauungsplan Nr. 15 Ka - HW

In Ergénzung der zeichnerischen Festsetzungen des Planes werden planungsrechtliche
Festsetzungen gem. § 9 BauGB wie folgt getroffen:

1.

Auf 6ffentlichen und privaten Stellplatzanlagen ist gem. § 9 (1) Abs. 25aund b
BauGB je 5 angefangener Stellplatze ein grof3kroniger, einheimischer, standortge-
rechter Laubbaum anzupflanzen. Die Baumscheiben missen mindestens mit 2,5 m x
2,5 m ausgefuhrt werden.

Fir die Zulassigkeit von Gewerbebetrieben im Bebauungsplan ist der RdErl. des Mi-
nisters fir Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft vom 02. 04.1998 Uber Abstan-
de zwischen Industrie- bzw. Gewerbebetrieben und Wohngebieten im Rahmen der
Bauleitplanung und sonstige fur den Immissionsschutz bedeutsame Abstande (Ab-
standserlass 1998) (VB 5 — 8804.25.1 (V Nr. 1/98)) zu Grunde gelegt.

Im Baufeld 1, 2 und 5 sind Betriebe und Anlagen zuléssig, die das Wohnen nicht we-
sentlich storen.

In den Baufeldern 6 und 7 sind Betriebe der Abstandsklasse | bis VI der Abstandsliste
1998, sowie Betriebe mit vergleichbarem Stérungsgrad (siehe Anlage) nicht zul&ssig.

In den Baufeldern 3, 4 und 14 sind Betriebe der Abstandsklasse | bis V der Abstands-
liste 1998, sowie Betriebe mit vergleichbarem Stérungsgrad (siehe Anlage) nicht zu-
lassig.

Die Prifung der ausnahmsweisen Zulassigkeit von Betriebsanlagen ist im Einzelfall
im Baugenehmigungsverfahren vorzunehmen.

Auf eine Unterkellerung in den Baufeldern Nr. 1 - 4, 6, 7, 14, 17 und 18 ist zu ver-
zichten.

Eingriffe in den Untergrund sind zu minimieren. Erfolgen im Zuge von Baumaf3nah-
men tiefere Eingriffe in den Untergrund, ist das Umweltamt des Kreises Unna zu
beteiligen. Die Baumalnahme ist gutachterlich zu begleiten. Aushubmaterial ist nach
Maglichkeit einer Verwertung zuzufiihren. Kommt eine Verwertung nicht in Betracht,
ist die ordnungsgemalle Entsorgung nachzuweisen.

Die Grundwasserentnahme ist fiir Trink- und Brauchwassernutzung (z.B. Gartenbe-
wasserung oder Warmepumpen) unzuléssig.

Fur den Fall einer geplanten Wohnbaunutzung innerhalb des als MI-Gebiet ausge-
wiesenen Baufeldes 18, sind im Hinblick auf die geplante sensible Nutzung im Vorfeld
erganzende Boden- und Bodenluftuntersuchungen durch einen Fachgutachter durch-
zufuihren. Das Untersuchungsprogramm ist vorab mit dem Fachbereich Natur und
Umwelt, Aufgabenbereich Bodenschutz / Altlasten des Kreises Unna abzustimmen.
Erst nach Vorlage der Untersuchungsergebnisse kann entschieden werden, welche
Sanierungs- und Sicherungsmalnahmen fir eine Wohnnutzung durchzufiihren sind.

Fur die Baufelder 17 und 18 ist eine Versiegelung bzw. Abdeckung als Sicherungs-
maflinahme dauerhaft zu gewahrleisten.

Flachen fir die Wasserwirtschaft und die Regelung des Wasserabflusses sowie die
Flachen fir das Anpflanzen von Baumen und Strauchern (6ffentliche Grunflachen)
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10.

11.

12.

13.

14.

141

14.2

15.

16.

17.

und sonstigen Bepflanzungen sind mit einheimischen und standortgerechten Gehdél-
zen zu bepflanzen.

Auf den als 6ffentliche Griinflichen ausgewiesenen Flachen ist die vorhandene Be-
pflanzung zu erhalten und zu optimieren.

Im offentlichen StralRenraum sind standortgerechte, grof3kronige Baume in Pflanz-
scheiben von mindestens 2,5 m x 2,5 m zu pflanzen.

Die dstliche Teilflache der 6ffentlichen Griinflache Nr. 2 wird gem. 8 9 (2) Nr. 20 mit
dem Entwicklungsziel , Trocken- / Halbtrockenrasen® auf einer Flache von ca. 10.000
m2 festgesetzt.

Samtliche PflanzmaRnahmen sind fachgerecht durchzuflihren und dauerhaft zu er-
halten.

Eine Oberflachenwasserversickerung auf3erhalb der Flachen fir die Wasserwirtschaft
und der Regelung des Wasserabflusses ist unzulassig.

In den als WA-Gebiet ausgewiesenen Flachen werden gem. § 9 (1) Nr. 4 BauGB zu-
satzlich folgende Festsetzungen getroffen:

Garagen
Garagen sind gem. § 23 (5) der BauNVO auch auf den nicht Uberbaubaren Grund-
stiicksflachen zuldssig.

Nebenanlagen

Nebenanlagen im Sinne von § 14(1) BauNVO sind auf den nicht tiberbaubaren
Grundstucksflachen ausgeschlossen.

Ausnahmen:

a) Stalle fur Kleintierhaltung,

b) Anlagen, die der Versorgung der Baugebiete mit Elektrizitat, Gas, Warme und
Wasser sowie zur Ableitung von Abwasser dienen.

Einzelhandelsbetriebe, die Lebensmittel und sonstige Guter des taglichen Bedarfs
(Grundversorgung) und / oder den Sortimentsbereich der sogenannten innenstadtre-
levanten Warengruppen gem. Einzelhandelserlald NW anbieten, sind nur in der als
Sondergebiet (Baufeld 17) mit der Zweckbestimmung ,Einzelhandel fir Lebensmittel,
mit einer Gesamtverkaufsflache von max. 1.200 m2, davon 900 m2 Lebensmittel und
300 m? Getranke" festgesetzten Flache zulassig.

Wohnungen fiir Betriebsinhaber und Betriebsleiter im Sinne des § 8 (3) Satz 1 BauN-
VO fur die GE-Gebiete sind gem. 8 1 (7) BauNVO nur in den Obergeschossen der
Gebaude ausnahmsweise zuléassig und bedurfen der Einzelfallgenehmigung durch
die zustandigen Behdorden.

Uber das Plangebiet verlauft eine Richtfunkverbindung fur den Fernmeldeverkehr. Die
max. zulassige Bauhthe wird auf 124 m tber NN begrenzt.
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Nachrichtliche Ubernahme von nach anderen gesetzlichen Vorschriften getroffene
Festsetzungen gem. 8 9 Abs. 6 BauGB:

1. Mit Rechtskraft des Bebauungsplanes Nr. 61 Ka gilt fir den raumlichen Geltungsbe-
reich die vom Rat der Stadt Kamen am 30. 6. 1997 beschlossene Baumschutzsat-
zung auf Grundlage der 88 4 und 28 der Gemeindeordnung NW (in der Fassung der
Bekanntmachung vom 13. 8. 1984) und gem. 8§ 45 Landschaftsgesetz NW.

Hinweise und Empfehlungen:

1. Bei dem Plangebiet handelt es sich um eine ehemalige Zeche und Kokerei. Die bekann-
ten Belastungen innerhalb der gekennzeichneten Flache werden im Rahmen der Aufbe-
reitung saniert bzw. gesichert. Auf das Gutachten der DMT ,Sanierungsplanung fur das
Betriebsgelande der ehemaligen Schachtanlage und Kokerei Kénigsborn 2/5 in Kamen®,
vom Mai 1998, das Bestandteil des Bebauungsplanes ist, wird verwiesen.

2. Im Bebauungsplan sind Flachen, deren Béden erheblich mit umweltgefahrdenden Stoffen
belastet sind, gem. 8 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB gekennzeichnet.

3. Vor Ansiedlung von Gewerbebetrieben ist die Auflage zu erteilen, eventuell erforderliche
Vorbehandlungen des Abwassers bzw. die Mitbehandlung in der Verbandsklaranlage mit
dem Lippeverband abzustimmen.

4. Innerhalb des Bebauungsplangebietes sind Grundwassermef3stellen eingerichtet. Bei der
Flachennutzung ist durch eine Grunddienstbarkeit sicherzustellen, dass diese weiterhin
genutzt werden kénnen. Ein Wegfall bzw. ein Umlegen dieser Grundwassermef3stellen
ist ohne vorherige Riicksprache mit den zustandigen Behérden nicht mdglich.

5. Innerhalb des Bebauungsplangebietes liegen die verfillten Schachte der Zeche Kdnigs-
born 2/5. Die Mittelpunktkoordinaten lauten fur

Schacht 2 R = 2618.680,5 H=5716.971,9
Schacht 5 R = 2618.698,2 H=5716.871,2

Der Schachtschutzbereich bezieht sich auf einen Radius von jeweils 16 m um den
Schachtmittelpunkt. Innerhalb dieser Schutzbereiche ist eine Folgenutzung als Grinfla-
che bzw. 6ffentliche Verkehrsflache vorgesehen. Jedwede davon abweichende Nutzung
kann nur mit Zustimmung der zustandigen Behérden erfolgen.

Aus Griunden der moglichen Ausgasung gibt es fur beide Schachte zuséatzlich Schacht-
schutzbereiche mit einem Radius von 25,00 m, gemessen vom Schachtmittelpunkt. Dies
stellt besondere Anforderungen an die Verlegung von Ver- und Entsorgungsleitungen. Art
und Umfang notwendiger MaRnahmen bei deren Verlegung missen durch einem von der
bei den Bergbehdrden anerkannten Gutachter belegt und mit der zustandigen Bergauf-
sicht abgestimmt werden.

6. Aufgrund der Grundwasserverhaltnisse kann bei Unterkellerung eine wasserdichte Aus-
bauweise als sog. ,Weilde Wanne" erforderlich werden. Fir dauerhafte Grundwasserab-
senkungen mit Einleitung in das Kanalnetz kann auch fir Gebaudedrainagen keine Er-
laubnis in Aussicht gestellt werden. Gegen zeitweise Grundwasserabsenkungen, die sich
auf die Bauphase beschranken, bestehen i.d.R. keine Bedenken, wenn mit Erreichen der

18



Auftriebssicherheit und Wasserundurchlassigkeit die Grundwasserhaltung eingestellt
wird.

MaRnahmen (Erh6hung und Vertiefung der Erdoberflache, Anlagen herstellen, verandern
oder beseitigen, Baum- und Strauchpflanzungen anlegen, u.4.) in Uberschwemmungs-
gebieten bedurfen einer Genehmigung nach § 113 Landeswassergesetz der zustandigen
Wasserbehorde. Zustandig fur Uberschwemmungsgebiete von Gewassern 2. Ordnung
(Heerener Bach) ist der Kreis Unna.

Bei Bodeneingriffen kdnnen Bodendenkmale (kultur- und/oder naturgeschichtliche Bo-
denfunde, d.h. Mauern, alte Graben, Einzelfunde aber auch Verdnderungen und Verfar-
bungen in der natirlichen Bodenbeschaffenheit, Hohlen und Spalten, und auch Zeugnis-
se tierischen und/oder pflanzlichen Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit) entdeckt werden.
Die Entdeckung von Bodendenkmalen ist der Gemeinde als Unterer Denkmalbehorde
und/oder dem Westfdlischen Museums fir Archaologie, Amt fir Bodendenkmalpflege,
AuR3enstelle Olpe, unverzuglich anzuzeigen und die Entdeckungsstatte mindestens drei
Werktage in unveréandertem Zustand zu erhalten (8 15 und 16 Denkmalschutzgesetz
NRW), falls diese nicht vorher von den Denkmalbehdrden freigegeben wird. Der Land-
schaftsverband Westfalen-Lippe ist berechtigt, das Bodendenkmal zu bergen, auszu-
werten und fur wissenschaftliche Erforschung bis zu sechs Monaten in Besitz zu nehmen
(8 16 (4) DSchG NW).

19



	Stadt Kamen
	Begründung zum Bebauungsplan Nr. 15 Ka-HW

